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Sachgebiet 3 

Antrag 

der Abgeordneten Freiherr Ostman von der Leye, 

Kleinert, Dürr und Genossen 

betr. Einschränkung der Immunität von Familienange- 
hörigen und Hauspersonal von Diplomaten 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

einen Gesetzentwurf vorzulegen, der den Kreis der durch die 
derzeitige Fassung der §§ 18 und 19 Gerichtsverfassungsgesetz 
von der deutschen Gerichtsbarkeit ausgenommenen Personen 
an die Regelungen des Wiener Übereinkommens über die diplo- 
matischen Beziehungen vom 18. April 1961 und die sonstigen 
anerkannten Regeln des Völkerrechts anpaßt und damit ver- 
hindert, daß weiter unter Berufung auf diese Vorschriften die 
Zuständigkeit der deutschen Gerichtsbarkeit umgangen wird. 

Bonn, den 20. Juni 1972 

Freiherr Ostman von der Leye 
Dürr 

Dr. Arndt (Hamburg) 

Dr. Bardens 
Dr. Beermann 
Dr. Bußmann 
Fiebig 
Henke 
Metzger 
Neemann 

Dr. Schäfer (Tübingen) 

Dr. Schmude 
Sieglerschmidt 
Dr. Slotta 
Vit 

Dr. Weber (Köln) 

Kleinert 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus 
Frau Funcke 
Graaff 
Grüner 
Kirst 
Krall 

Logemann 

Ollesch 

Opitz 

Peters (Poppenbüll) 

Spitzmüller 

Begründung umseitig 
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Begründung 

Nach § 18 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) erstreckt sich die 
deutsche Gerichtsbarkeit nicht auf die Leiter und Mitglieder 
der bei der Bundesrepublik Deutschland beglaubigten diploma- 
tischen Vertretungen sowie auf andere Personen, die nach den 
allgemein anerkannten Regeln des Völkerrechts oder nach 
einem Staatsvertrag von der deutschen Gerichtsbarkeit befreit 
sind. § 19 GVG erweitert diese Befreiung unterschiedslos auch 
auf die Familienmitglieder, das Geschäftspersonal der in § 18 
GVG genannten Personen und auf ihre Bediensteten, die nicht 
Deutsche sind. Das Wiener Übereinkommen über die diploma- 
tischen Beziehungen vom 18. April 1961, das inzwischen auch 
innerdeutsches Recht geworden ist (Bundesgesetzbl. 1964 II 
S. 957), sieht dagegen eine abgestufte Exterritorialität und 
Immunität für die verschiedenen Personenkreise der diploma- 
tischen Vertretungen vor, ohne daß bisher eine Anpassung des 
GVG erfolgt wäre. 

Unter Berufung auf § 19 GVG hat sich die Geltendmachung und 
Durchsetzung berechtigter Forderungen seitens deutscher 
Behörden und Privatpersonen gegen ausländische Staatsan- 
gehörige ständig, vor allem im Bereich der Bundeshauptstadt 
Bonn, erschwert. 

Mit dem Antrag wird die Bundesregierung aufgefordert, die 
§§ 18 und 19 GVG dem Wiener Übereinkommen über die diplo- 
matischen Beziehungen anzupassen und im Rahmen seiner 
Regelungen diese Fälle der deutschen Gerichtsbarkeit zu unter- 
werfen. 
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